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Schriftliche Erklärung zu den Rechten von Menschen mit Behinderungen im 
Katastrophenfall

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen und Ziffer 19 seiner Entschließung vom 4. September 2007 
zu Naturkatastrophen,

– unter Hinweis auf die am 18. Februar 2008 angenommene schriftliche Erklärung 
Nr. 0100/2007 zur frühzeitigen Warnung der Bürger bei Katastrophenfällen,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in der Europäischen Union mehr als 50 Millionen Menschen mit 
Behinderungen leben und dass sie im Falle von Naturkatastrophen und vom Menschen 
verursachten Katastrophen stärker gefährdet sind als Menschen ohne Behinderungen, 
worauf in Artikel 11 des UN-Übereinkommens hingewiesen wird,

B. in der Erwägung, dass es in der Europäischen Union immer wieder zu Naturkatastrophen 
und vom Menschen verursachten Katastrophen kommt,

C. in der Erwägung, dass die „Charta von Verona“ eine Grundsatzerklärung zu den Rechten 
von Menschen mit Behinderungen im Katastrophenfall ist, die von wichtigen 
internationalen Organisationen am 9. November 2007 ausgearbeitet und unterzeichnet 
wurde,

1. unterstützt die Grundsätze der Charta von Verona und das Ziel, die Grundlagen für eine 
allgemeine, universelle Anerkennung aller Maßnahmen zu schaffen, die erforderlich sind, 
um die Sicherheit von Menschen mit Behinderungen in Gefahrensituationen zu 
gewährleisten;

2. fordert die Kommission und alle Mitgliedstaaten auf, die Grundsätze der Charta von 
Verona zu unterstützen und angemessene Maßnahmen für deren Umsetzung zu ergreifen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner dem Rat, 
der Kommission, den Mitgliedstaaten, dem Europarat und den Vereinten Nationen zu 
übermitteln.


